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Teil B  Übergeordnete Legislaturziele und politische Schwerpunkte 
 
 
Der Regierungsrat setzt sich auch in der neuen Legislaturperiode für die Erhaltung und die 
Verbesserung der hohen Lebensqualität im Kanton Basel-Landschaft und in der Region 
Nordwestschweiz ein. Vor diesem Hintergrund verfolgt er vier übergeordnete Legislaturziele: 

• Die Erhöhung der Standortattraktivität 
• Die stärkere Verankerung der Nachhaltigkeit 
• Den Ausbau der kantonsübergreifenden regionalen Zusammenarbeit 
• Die Steigerung der Effizienz in der Verwaltung. 
 
Die Finanz- und Steuerpolitik, die Bildungspolitik sowie die Gesundheitspolitik bilden die drei 
politischen Schwerpunkte der Regierungstätigkeit der kommenden vier Jahre. 
 
 
Übergeordnete Legislaturziele 
 
Übergeordnet über die politischen Schwerpunkte verfolgt der Baselbieter Regierungsrat in der neuen 
Legislaturperiode die folgenden vier Zielsetzungen: 

 
1. Erhöhung der Standortattraktivität 
 
Gute Voraussetzungen 
Der Kanton Basel-Landschaft ist ein gesunder Kanton und ein attraktiver Standort in der Region 
Nordwestschweiz. Das bestätigen unabhängige Analysen und Bewertungen von Finanzinstituten und 
Bewertungsagenturen. 
 
Wachstumsschwäche der Schweiz als Gefahr 
Die Schweiz verfügt im internationalen Vergleich nach wie vor über gute Voraussetzungen. Aber der 
Vorsprung verkleinert sich, weil viele andere Industrieländer sich dynamischer verändern. In dieser 
Wachstumsschwäche der Schweiz liegt auch für den Kanton Basel-Landschaft eine Gefahr. Die 
aktuelle wirtschaftliche Stagnation trifft den Kanton Basel-Landschaft jedoch weniger stark, denn die 
Region Nordwestschweiz weist ein höheres Wertschöpfungsniveau auf als die übrige Schweiz und 
das umliegende Ausland. 
Mit den inzwischen realisierten und den geplanten Liberalisierungsschritten in den Bereichen 
Telekommunikation, Post und Bahn sind wichtige Reformmassnahmen ergriffen worden. Dies gilt 
auch für das verschärfte Kartellrecht, welches den freien Wettbewerb stärkt, und die verbesserte 
staatliche Regulierung, die im Markt für gleich lange Spiesse sorgt. Wenn diese Reformen in den 
nächsten Jahren konsequent umgesetzt werden, ist eine wichtige Voraussetzung für einen attraktiven 
Standort Schweiz und einen neuen wirtschaftlichen Aufschwung erfüllt. Dazu gehören auch die 
bilateralen Abkommen I und II mit der Europäischen Union (EU), welche den Marktzugang für 
Unternehmen in der Schweiz zum EU-Binnenmarkt verbessern. 
Wenn die Schweiz als rohstoffarmes Land ihr ”Humankapital”, d.h. die berufliche Qualifikation und 
Motivation ihrer Arbeitskräfte, verstärkt fördert, kann sie auch künftig ihre Spitzenposition halten und 
weiter an Profil gewinnen. Die Forschungs- und Bildungspolitik, der technologische Wandel und die 
Ausländerpolitik spielen dabei eine entscheidende Rolle, insbesondere auch für die kleineren und 
mittleren Unternehmen (KMU). Diese brauchen gerade auch im Baselbiet bessere 
Rahmenbedingungen: Jungunternehmen und Neugründungen sollen gefördert werden, indem zum 
Beispiel ihre Kapitalgeber (Banken, Investoren) bewusst ein grösseres Risiko eingehen. 
 
Stabilisierung der Staatsquote 
Als Kernpunkt einer erfolgreichen Strategie zur Überwindung der Wachstumsschwäche stuft der 
Baselbieter Regierungsrat die Senkung der Staatsquote ein. Diese muss auf der Ausgabenseite 
gesenkt werden. Je mehr der Staat in den Marktprozess eingreift, desto grösser ist die Gefahr, dass 
er die wirtschaftliche Entwicklung behindert. Eine übermässige Ausdehnung der Staatstätigkeit und 
Ineffizienzen im öffentlichen Sektor müssen verhindert werden. Der Regierungsrat führt deshalb im 
kommenden Jahr eine generelle Überprüfung der staatlichen Aufgaben und Leistungen durch und 
erwägt gleichzeitig die Einführung einer kantonalen Ausgabenbremse. 
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Verstärkung der Standortvorteile 
Im heutigen Umfeld können das wirtschaftliche Geschehen und die politische Entwicklung mittels rein 
kantonaler wirtschaftspolitischer Massnahmen nur noch in begrenztem Ausmass beeinflusst werden. 
Um so wichtiger ist deshalb für den Regierungsrat die bestmöglichste Gestaltung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen, die Schaffung neuer und die Stärkung bereits vorhandener Standortvorteile 
sowie die offene und professionelle Kommunikation der kantons-eigenen Stärken nach innen und 
aussen. 
Zu diesen Rahmenbedingungen und Standortvorteilen zählt die Regierung folgende Faktoren: 

• Stabilität des Rahmens: eine hohe Rechtssicherheit, politische und soziale Stabilität, ein 
leistungsfähiger Finanzplatz; 

• Ordnungspolitik: mit dem Subsidiaritätsprinzip als Leitschnur und mit Raum für 
Selbstverantwortung und Eigeninitiative der Gemeinden und der Bevölkerung; 

• Steuern: attraktive und konkurrenzfähige Steuern für natürliche und juristische Personen, faires 
Steuersystem, mildes Steuerklima; 

• Infrastrukturen: leistungsfähige Netze in den Bereichen Energie, Kommunikation und Verkehr 
(Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit des EuroAirports Basel-Mulhouse, Zusammenlegung und 
Verselbständigung der Rheinhäfen beider Basel, Verbesserung der Wirksamkeit des Angebotes 
im öffentlichen Verkehr sowie Unterhalt und Ausbau der kantonalen Hochleistungsstrassen); 

• Bildungssystem: qualitativ hochwertige Aus- und Weiterbildung, gut qualifizierte, motivierte und 
mobile Arbeitskräfte; 

• Sicherheit: Erhaltung und Verbesserung des insgesamt guten Sicherheitsstandards, unter 
anderem durch verstärkte sichtbare Polizeipräsenz und mehr Prävention zur Verminderung der 
Jugendkriminalität; 

• Kultur: vielfältiges, eigenständiges und bedarfsgerechtes Angebot in Zusammenarbeit mit den 
Gemeinden und privaten Trägerschaften; 

• Kantonsübergreifende regionale Zusammenarbeit: Förderung eines möglichst einheitlichen 
Wirtschaftsraumes Nordwestschweiz, mit den Kantonen Basel-Stadt, Aargau und Solothurn die 
Region Nordwestschweiz stärken und auf Bundesebene besser vernetzen; 

• Gleichstellung von Frau und Mann: das Baselbiet soll einen Spitzenplatz unter den Kantonen in 
Bezug auf die Gleichstellung einnehmen; Ziel ist die tatsächliche Chancengleichheit; jede Frau, 
jeder Mann und jedes Kind soll die Möglichkeit haben, in allen Bereichen ihres oder seines 
Lebens den Weg zu gehen, welcher den Fähigkeiten und Kompetenzen entspricht; 

• Verwaltung: Effizienz und Flexibilität verbunden mit einer Servicementalität. 
 
Wirtschaftsförderung mit zwei Ansätzen 
Die Positionierung der Wirtschaftsregion Nordwestschweiz im In- und Ausland ist Aufgabe der 
Wirtschaftsförderung Basel-Stadt und Basel-Landschaft. Diese betreibt ein mittels Leistungsauftrag 
geregeltes, intensives Standortmarketing auf weltweit definierten Zielmärkten und unterstützt 
interessierte Unternehmen im Sinne eines ”one stop shop” (aus einer Hand) bei der Umsetzung ihrer 
Ansiedlungspläne, was die Beschaffung von Informationen etwa über Immobilien sowie einen 
Lotsendienst für das Einholen notwendiger Bau- und Arbeitsbewilligungen oder für die Klärung von 
Steuerfragen umfasst. 
Aber auch die bereits im Kanton Basel-Landschaft ansässigen Unternehmen werden betreut und 
gepflegt. Die Bestandespflege ist eine Aufgabe der gesamten Verwaltung über alle fünf Direktionen, 
spezifisch aber des Wirtschaftsdelegierten. Im Sinne eines Key Account Managements pflegt der 
Wirtschaftsdelegierte eine enge Beziehung zur Baselbieter Wirtschaft, steht in regelmässigem Kontakt 
mit den wichtigsten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern innerhalb des Kantons und stellt die 
Vernetzung von öffentlicher Verwaltung und Baselbieter Wirtschaft sicher. 
 
2. Stärkere Verankerung der Nachhaltigkeit 
 
Der Kanton Basel-Landschaft ist dem Prinzip der Nachhaltigkeit verpflichtet. Eine Entwicklung ist 
nachhaltig, wenn sie die Bedürfnisse der heutigen Generation zu decken vermag, ohne dass sie die 
Möglichkeiten künftiger Generationen zur Bedürfnisbefriedigung beeinträchtigt. Von zentraler 
Bedeutung ist dabei, dass den drei Aspekten Wirtschaft, Umwelt und Gesellschaft bei der 
Ausgestaltung der Politik gleichermassen Rechnung getragen wird. Es gilt daher, Lösungen zu 
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suchen, die sowohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit gewährleisten, als auch die natürlichen 
Lebensräume erhalten und natürliche Ressourcen nicht übernutzen sowie ein Leben der Menschen in 
Solidarität und Wohlbefinden ermöglichen2. 
Das Bekenntnis zur Nachhaltigkeit bedeutet, dass wirtschaftliche, ökologische und soziale Anliegen 
gleichberechtigt berücksichtigt werden. Analysen über den Stand der nachhaltigen Entwicklung zeigen 
einige Erfolge der bisherigen Bemühungen, aber auch zusätzlichen Handlungsbedarf auf. 
Insbesondere ist das wirtschaftliche Wachstum immer noch mit einer Zunahme des Umwelt- und 
Ressourcenverbrauchs verbunden. Mit der Strategie ”Nachhaltige Entwicklung 2003 - 2007 des 
Kantons Basel-Landschaft” wurde ein Aktionsplan beschlossen, welcher den Kanton verstärkt auf die 
Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung ausrichten und den Grundsatz der Nachhaltigkeit in allen 
Politikbereichen verankern soll. 
 
3. Ausbau der kantonsübergreifenden regionalen Zusammenarbeit 
 
Die kantonsübergreifende Zusammenarbeit in der Region Nordwestschweiz ist eine Erfolgsgeschichte 
und hat beim Projekt ”Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen Bund und 
Kantonen” (NFA) als Muster gedient. Die im Zentrum stehende Zusammenarbeit zwischen den 
Kantonen Basel-Landschaft und Basel-Stadt ist organisch gewachsen und besteht heute aus über 80 
vertraglichen Dach- und Einzelvereinbarungen. 
Der Regierungsrat will das bewährte Kooperationsmodell mit den Kantonen Basel-Stadt, Aargau und 
Solothurn fortsetzen, und zwar überall dort, wo die Erfüllung von Aufgaben und die Erbringung von 
Leistungen im gemeinsamen Interesse liegen. Als Basis für die künftige Ausgestaltung der regionalen 
Zusammenarbeit hat der Kanton Basel-Landschaft nun mit dem ”Bericht zur regionalen 
Zusammenarbeit” (Partnerschaftsbericht) Grundsätze, Kriterien und einen Vorgehensraster entworfen. 
Diese sollen mit den Partnern diskutiert und verfeinert werden. Ziel ist es, damit ein Instrumentarium 
zu erhalten, das es ermöglicht, die regionale Zusammenarbeit zum Wohle aller Beteiligten 
auszubauen und auf eine langfristig tragfähige Basis zu stellen. 
Für eine Dreilandregion, wovon zwei Länder Gründungsmitglieder der Europäischen Union (EU) sind, 
ist die Weiterentwicklung der Beziehungen über die nationalen Grenzen hinweg von grosser 
Bedeutung. Die Einwohnerinnen und Einwohner der Region Basel sollen durch die politischen 
Grenzen nicht in ihren Entfaltungsmöglichkeiten beschnitten werden. Um Hindernisse abzubauen, 
welche die Lebensqualität einschränken oder den Alltag der Menschen erschweren, beispielsweise 
bei der Arbeits- und Wohnungssuche oder bei der Eröffnung eines eigenen Geschäfts, hat der Kanton 
Basel-Landschaft gute grenzüberschreitende Beziehungen mit seinen Nachbarn dies- und jenseits der 
Landesgrenzen aufgebaut. In Zusammenarbeit mit privaten Organisationen steht ein Netzwerk von 
Auskunftsstellen bereit, um Fragen zu grenzüberschreitenden Themen rasch und sachkundig 
beantworten zu können. 
Die notwendigen Schritte zur Umsetzung der bilateralen Verträge mit der EU sind getan. Impulse sind 
vor allem von den Vereinbarungen zum freien Personenverkehr, zum öffentlichen Beschaffungswesen 
und im Bereich Transitverkehr zu erwarten. Als konkrete Massnahmen sind die Einsetzung einer 
Tripartiten Kommission zur Beobachtung des Arbeitsmarktes und die Bekämpfung der Schwarzarbeit 
zu nennen. Die Arbeit an den weiteren Dossiers, welche die Schweiz mit der EU verhandelt, werden 
vom Kanton Basel-Landschaft mit Sorgfalt verfolgt. 
Im engeren regionalen Zusammenhang ist das Interreg III A Programm "Oberrhein Mitte-Süd" per 
Ende Dezember 2001 von der Europäischen Kommission genehmigt und mit Fördermitteln von rund 
46 Millionen Franken ausgestattet worden. Bis Ende 2006 können grenzüberschreitende Projekte 
beantragt werden; bis Ende 2008 müssen diese abgewickelt sein. Der Kanton Basel-Landschaft 
unterstützt die Umsetzung des Entwicklungskonzeptes und der Entwicklungsprojekte für die 
trinationale Agglomeration Basel (TAB). 
 
4. Steigerung der Effizienz in der Verwaltung 
 
Der Ansatz der ”Wirkungsorientierten Verwaltungsführung” (WoV) hat eine effiziente, 
prozessorientierte und schlanke Verwaltung zum Ziel, die gleichzeitig dienstleistungsorientiert und 
bürgernah ist. Die Verwaltungstätigkeit wird noch konsequenter auf die Bedürfnisse der 
Einwohnerschaft und der Unternehmen ausgerichtet und leistet damit gleichzeitig einen wichtigen 
Beitrag zur Standortattraktivität des Kantons Basel-Landschaft. Die Leistungsfähigkeit der Verwaltung 
soll mit der Einführung bzw. der Weiterentwicklung von Führungsinstrumenten wie zum Beispiel der 
Kosten- und Leistungsrechnung, dem Leistungscontrolling und verbesserten Planungsinstrumenten 
                                                                 
2 Mit der Nachhaltigkeit der Finanzpolitik befasst sich der politische Schwerpunkt ”Finanz- und 

Steuerpolitik auf der Seite 7.  
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erhöht werden. Im Rahmen einer Überarbeitung des Finanzhaushaltsrechts sollen die Grundsätze der 
”Wirkungsorientierten Verwaltungsführung” festgeschrieben werden. Es ist vorgesehen, das Projekt 
WoV innerhalb der Legislaturperiode 2004 - 2007 abzuschliessen. 
 
 
Politische Schwerpunkte 
 
Die Finanz- und Steuerpolitik, die Bildungspolitik sowie die Gesundheitspolitik bilden die drei 
politischen Schwerpunkte der Regierungstätigkeit der kommenden vier Jahre. 
 
1. Finanz- und Steuerpolitik 
 
Gesunde Staatsfinanzen, eine tiefe Staatsquote und eine moderate Steuerbelastung sind wesentliche 
Voraussetzungen für einen attraktiven Wirtschaftsstandort. Zunehmend angespannte Finanzen engen 
den Handlungsspielraum aber stark ein. Die Erweiterung des finanzpolitischen Handlungsspielraumes 
bildet deshalb in der neuen Legislaturperiode den finanzpolitischen Schwerpunkt der Baselbieter 
Regierung. Der Regierungsrat will das Gleichgewicht zwischen Ausgaben und Einnahmen wieder 
herstellen sowie eine weiterhin attraktive und wettbewerbsfähige Steuerbelastung gewährleisten. 
 
Nachhaltige Finanz- und Steuerpolitik als Leitlinie 
Zu diesem Zweck verfolgt der Baselbieter Regierungsrat eine nachhaltige Finanz- und Steuerpolitik3. 
Diese ist darauf ausgerichtet, die Finanzierung der staatlichen Leistungen sicher zu stellen und das 
Wirtschaftswachstum im Kanton und in der Region Nordwestschweiz zu begünstigen. Auch sollen die 
Schulden begrenzt werden, damit der Handlungsspielraum zur Umsetzung der Legislaturziele nicht 
durch eine übermässige Zinsbelastung eingeschränkt wird. 
Eine nachhaltige Finanzpolitik erhöht zudem die Handlungsfreiheit in der Steuerpolitik. So kann die 
Höhe der Steuerlast und ihre Verteilung auf die Einwohnerinnen und Einwohner sowie die 
Unternehmen im Kanton Basel-Landschaft positiv beeinflusst werden. Die Steuerbelastung soll 
moderat bleiben und punktuell gesenkt werden, so dass die Wettbewerbsfähigkeit des Kantons als 
Standort erhalten bleibt und verbessert wird. 
 
Vorteilhafte Ausgangslage für das Baselbiet 
Der Kanton Basel-Landschaft ist und bleibt ein attraktiver Standort für seine Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie für die bestehenden und für neue Unternehmen. Die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen sowie die Lebens- und Umweltqualität sind gut, und die Infrastruktur ist auf 
einem hohen Stand. Auch die finanzielle Lage darf im Vergleich mit den anderen Kantonen als solide 
beurteilt werden. Die in der Vergangenheit erzielten Defizite sind im interkantonalen Vergleich 
bedeutend tiefer. Trotzdem lässt sich auch im Kanton Basel-Landschaft ein Wachstum der Ausgaben 
beobachten, das über dem Anstieg der Steuereinnahmen liegt. Mit geeigneten Massnahmen will der 
Regierungsrat die guten Voraussetzungen nutzen und verhindern, dass der finanzielle Spielraum 
weiter eingeengt wird. 
 
Struktureller Fehlbetrag im Kantonshaushalt 
Der Staatshaushalt des Kantons Basel-Landschaft ist zunehmend strukturell überlastet, und für die 
neue Legislaturperiode zeichnet sich eine weitere Verschlechterung der finanziellen Lage ab. Der 
strukturelle Fehlbetrag ist im Wesentlichen auf kurzfristig unbeeinflussbare Mehrbelastungen 
zurückzuführen, die über Bundesrecht und interkantonale Vereinbarungen in den Bereichen 
Gesundheit, Soziales, Bildung und Verkehr zustande gekommen sind. Zur Überlastung trägt auch der 

                                                                 
3 Die vi er Ziele der Finanzpolitik lauten: Nachhaltigkeit, Standortqualität, Effizienz und 

Gerechtigkeit. Nachhaltigkeit: Der Handlungsspielraum für die kommenden Generationen darf 
nicht durch eine zunehmende Verschuldung eingeschränkt werden. Der Staat muss seine 
Aufgaben dauerhaft wahrnehmen können. Standortqualität: Die Finanzpolitik soll 
konjunkturverträglich erfolgen und die soziale und politische Stabilität erhöhen. Eine tiefe 
Steuerbelastung und optimale Infrastrukturversorgung erhöhen die Attraktivität als Standort. 
Effizienz: Entscheidend ist ein gutes Preis- / Leistungsverhältnis des staatlichen Angebotes. Die 
Bürgerin soll als Kundin, der Bürger als Kunde wahrgenommen werden. Nicht notwendige 
Begehrlichkeiten müssen zurückgewiesen werden. Gerechtigkeit: Alle sollen einen 
angemessenen Beitrag leisten und bei Bedarf staatliche Leistungen in Anspruch nehmen können. 
Politisch unerwünschte soziale und regionale Gefälle sind abzubauen.  
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hohe Anteil der Ausgaben des Kantons bei, die gesetzlich gebunden sind und deswegen kurzfristig 
nicht gesenkt werden können. 
Als Folge der Fehlbeträge nimmt der Selbstfinanzierungsgrad kontinuierlich ab. So können im Jahr 
2004 die Investitionen nicht einmal mehr zur Hälfte aus eigener Kraft finanziert werden. Diese 
Entwicklung hat eine steigende Neuverschuldung und entsprechende Auswirkungen auf die 
Passivzinsen zur Folge. 
Trotzdem werden die staatlichen Investitionen in die für die Standortattraktivität wichtige Infrastruktur 
seit Jahren auf dem hohen Niveau von jährlich rund 150 Millionen Franken netto stabil gehalten. Eine 
solche Politik ist nachhaltig und berechenbar und löst Aufträge für die Wirtschaft aus. Der 
Regierungsrat will deshalb diese stetige Investitionspolitik in der neuen Legislaturperiode weiterführen 
und ein teureres ”Stop-and-Go” vermeiden. 
 
Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichtes 
Die unbefriedigende finanzielle Entwicklung der letzten Jahre hat den Regierungsrat zum Handeln 
veranlasst. Er will mit einer nachhaltigen Finanzpolitik das Haushaltsgleichgewicht in der neuen 
Legislaturperiode wieder herstellen, damit gleichzeitig die Verschuldung stabilisieren und so den 
finanziellen und politischen Handlungsspielraum zurückgewinnen. 
 
Zur Erreichung dieser Zielsetzungen muss ein substantielles Entlastungsvolumen realisiert werden. 
Dieses lässt sich mit konventionellen Sparmassnahmen im Rahmen des Budgetierungsprozesses 
nicht bewerkstelligen. Der Regierungsrat hat deshalb eine generelle Überprüfung der Aufgaben und 
Leistungen des Kantons Basel-Landschaft (GAP) gestartet. Ziel dieses Projektes ist es, im Jahr 2007 
ein Entlastungsvolumen von 200 Millionen Franken zu realisieren. Das Massnahmenpaket soll 
ausgewogen sein und eine gewisse Opfersymmetrie beinhalten. Die Vorlage zur GAP soll dem 
Landrat im Frühjahr 2005 unterbreitet werden. 
 
Die Regierung prüft zudem die Einführung einer kantonalen Defizitbremse, welche die 
Aufwanddynamik innerhalb klar definierter Grenzen an die Ertragsentwicklung koppelt. Danach darf 
der Negativsaldo der Laufenden Rechnung im Budget nicht über 3 Prozent der erwarteten 
Steuereinnahmen liegen. Diese Defizitbremse unterstützt das Ziel, den Haushalt nachhaltig 
auszugleichen. 
 
Berechenbare Steuerpolitik 
Der Kanton Basel-Landschaft liegt im schweizerischen Vergleich der Steuerbelastung traditionell 
deutlich unter dem Durchschnitt und damit im vorderen Mittelfeld. Der Regierungsrat richtet die 
Steuerpolitik weiterhin auf Stetigkeit und Berechenbarkeit aus. Die kantonale Steuergesetzgebung 
wird in der Zukunft aber noch deutlicher auf die nachhaltige Stärkung der steuerlichen Standortvorteile 
zielen als bisher. 
Bei der Besteuerung der natürlichen Personen stehen in der neuen Legislaturperiode zwei Bereiche 
im Vordergrund. Zum einen wird die für den Kanton Basel-Landschaft spezifische 
Wohneigentumsförderung an zwei Gesetzesinitiativen angepasst. Es geht dabei um die Umsetzung 
der Gesetzesinitiative für massvolle Eigenmietwerte und eine verfassungskonforme Erhöhung der 
Sozialabzüge für Mieterinnen und Mieter (Wohnkosten-Gleichbehandlungs-Initiative) und um die 
Vorbereitung einer Vorlage zur Gesetzesinitiative zur Förderung des Bausparens sowie zur Entlastung 
von Neuerwerberinnen und Neuerwerbern von Wohneigentum und Wohneigentümern in finanzieller 
Notlage (Wohnkosten-Entlastungs-Initiative). 
Der zweite Themenbereich betrifft die Umsetzung der in den Grundzügen vom Bund vorgegebenen 
Ehegatten- und Familienbesteuerung sowie der Rentnerbesteuerung. Im Rahmen dieser 
Gesetzesrevision sollen auch einkommensschwache Rentenbezügerinnen und Rentenbezüger 
steuerlich entlastet werden. 
 
2. Bildungspolitik 
 
Gutes Bildungssystem als Ausgangspunkt 
Das Bildungssystem der Schweiz ist immer noch eines der besten der Welt. Der mit den 
Veränderungen in der Wirtschaft und dem technischen Fortschritt verbundene Wandel der Tätigkeiten 
erfordert zum einen immer mehr hochqualifizierte Erwerbstätige; zum anderen üben immer mehr 
Menschen in ihrem Erwerbsleben verschiedene Tätigkeiten aus und müssen entsprechende 
berufliche Qualifikationen wiederholt auf- und ausbauen. Lebenslanges Lernen wird zur 
Voraussetzung, um den laufend ändernden Ansprüchen auf dem Arbeitsmarkt zu genügen. Darauf ist 
das Bildungssystem auf nationaler und kantonaler Ebene auszurichten. 
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Anhebung der Qualität des Bildungssystems 
Das Lehr- und Lernangebot muss flexibler und vermehrt nach dem Baukastensystem ausgerichtet 
werden. Parallel dazu muss die Qualität des Bildungssystems stufenübergreifend gesichert und 
gehoben werden (Stichworte sind hier das Qualitätsmanagement und das Bildungsmonitoring). Es 
sind ferner neue Lehr- und Lernformen einzubeziehen, insbesondere die neuen Informations- und 
Kommunikationstechnologien. 
 
Weichenstellungen im tertiären Bildungsbereich 
Universität und Fachhochschulen befinden sich derzeit gleichermassen im Umbruch. Im Vordergrund 
stehen die Erhaltung und Verbesserung der Qualität der Bildung sowie das Erreichen der kritischen 
Grösse bezüglich Organisation und Finanzierung des Betriebes in einem sich rasch wandelnden 
Umfeld. Universität und Fachhochschulen werden regional, national wie international in 
zunehmendem Masse zu Konkurrenten um Studierende, Forschungsgelder und sonstige 
Unterstützungsleistungen. In Zukunft werden Ausbildungsgänge an Hochschulen immer mehr 
Grundausbildungscharakter haben. Das Gebot des lebenslangen Lernens müssen die Hochschulen 
vermehrt mit dem Aufbau von Nachqualifizierungsangeboten für Berufsleute beantworten. 
Im Bereich der Hochschulen geht es vor allem darum, die Universitäten, den ETH -Bereich und die 
Fachhochschulen besser aufeinander abzustimmen und in der Vielfalt für die nötige Einheit zu sorgen. 
Der Konsolidierung der Fachhochschulen kommt steigende Bedeutung zu und ihre Studiengänge und 
Diplomabschlüsse sollen den europäischen Normen angepasst werden. 
 
Richtung regionale Trägerschaft der Universität Basel 
Die Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt streben einen weiteren Ausbau der Zusammenarbeit 
und der Beteiligung des Kantons Basel-Landschaft an der Universität bis hin zu einer Mitträgerschaft 
an. Die Regierungen der beiden Kantone werden unter Beizug der Universitätsorgane ihre 
entsprechenden Vorstellungen entwickeln und über die verschiedenen Szenarien befinden. 
Zentrumsleistungen integral betrachten, die Kosten transparent darstellen sowie den Nutzen und die 
Lasten fair teilen: Diesen Weg wollen die beiden Kantonsregierungen für die gesamte Universität und 
insbesondere im Bereich der Klinischen Medizin einschlagen. Eine Arbeitsgruppe unter Mitwirkung der 
Erziehungsdirektoren und Finanzdirektoren soll nicht nur Szenarien, sondern auch einen Fahrplan für 
das Erreichen einer gemeinsamen Trägerschaft erarbeiten und einen Schlussbericht (inkl. Vorgehens- 
und Finanzierungsvorschläge) vorlegen. 
 
Schaffung eines ETH-Institutes für Systembiologie 
Die Schaffung eines ETH-Institutes für Systembiologie in der Region Nordwestschweiz ist auf einem 
guten Weg. Die beiden Basel leisten hier eine wichtige Anschubfinanzierung von je 10 Millionen 
Franken und unterstreichen damit ihr Bekenntnis zum Bereich ”Life Sciences”. Das wirtschaftliche 
Umfeld in der Region ist bereit und in der Lage, eine erfolgreiche Verknüpfung von 
Grundlagenforschung mit angewandter Forschung und Entwicklung zu garantieren. Das nationale 
Zentrum und Netzwerk für Systembiologie soll 2004 ins Leben gerufen werden. 
 
Realisierung der Fachhochschule Nordwestschweiz 
Die Kantone Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Aargau und Solothurn sind sich einig, dass im Rahmen 
der bestehenden Kooperation und des laufenden Strategiebildungsprozesses die Fachhochschule 
Nordwestschweiz und die Hochschulregion Nordwestschweiz insgesamt entscheidend gestärkt 
werden sollen. Auf der Basis der beschlossenen Leitsätze soll die Fachhochschule Nordwestschweiz 
künftig als selbstbewusste Einheit auftreten. Sie soll in allen vier Kantonen verankert und markant 
präsent sein. 
Weiter haben die Regierungen von Basel-Landschaft und Basel-Stadt beschlossen, eine neue 
Fachhochschule zu errichten: Die Hochschule für Pädagogik und Soziale Arbeit soll aus der Fusion 
des Lehrerseminars Liestal, des Pädagogischen Institutes Basel-Stadt und der Fachhochschule für 
Soziale Arbeit beider Basel hervorgehen. Zu einem späteren Zeitpunkt soll sie in die Fachhochschule 
Nordwestschweiz integriert werden. 
 
Weiterführung der Reform der Berufsbildung 
Auch künftig müssen sich Bildungsmarkt und Bildungssystem auf die beiden Eckpfeiler 
Hochschulbildung und Berufsbildung abstützen. Die Stärken dieser Zweiteilung sind unbestritten. In 
der Berufsbildung soll darum der eingeleitete Reformprozess weitergeführt und der Zugang zum 
Hochschulbildungssystem ausreichend gesichert werden. Die Schaffung neuer Lehrstellen in 
Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und die Sicherung eines bedarfsgerechten Lehrstellenangebotes 
stehen dabei im Mittelpunkt. 
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3. Gesundheitspolitik 
 
Physische und psychische Gesundheit sind ein grundlegendes Bedürfnis des einzelnen Menschen. 
Zwar tragen alle Menschen die Verantwortung für die eigene Gesundheit selbst; aber es gibt auch ein 
Interesse der öffentlichen Hand, dass das körperliche und geistige Wohlbefinden der Bevölkerung 
erhalten oder wieder hergestellt werden. Der Gesundheitszustand der Bevölkerung wirkt sich direkt 
auf das Zusammenleben, aber auch auf die Leistungsfähigkeit aus. Vordringliches Ziel des Kantons 
Basel-Landschaft ist es, für eine quantitativ ausreichende und qualitativ hochstehende 
Gesundheitsversorgung zu sorgen, die sowohl für den Staat als auch für das Individuum erschwinglich 
ist. 
Mit dem neuen Krankenversicherungsgesetz (KVG) von 1996 sind bisher zwei Hauptziele erreicht 
worden: Die Solidarität unter den Versicherten konnte gestärkt und der Zugang der ganzen 
Bevölkerung zur schweizerischen Gesundheitsversorgung konnte gesichert werden. Das dritte 
Hauptziel, die Eindämmung des Kostenanstiegs, wurde hingegen noch nicht erreicht. 
 
Finanzierung, Kosteneindämmung und Kostenverteilung im Fokus 
Die Gesundheitspolitik wird national und kantonal auch in den nächsten Jahren von Fragen der 
Finanzierbarkeit sowie der Kosteneindämmung und der Kostenverteilung geprägt sein. Falls die 
beabsichtigte Politik nicht in absehbarer Zeit zu spürbaren Wirkungen führt, wird der Handlungsdruck 
rasch ansteigen, da sowohl die Belastbarkeit der privaten Haushalte als auch jene der öffentlichen 
Hand (Bund, Kantone) an Grenzen stösst. Es wird allgemein erwartet, dass eine wirksame 
Kosteneindämmung ohne tiefgreifende Veränderungen im System kaum möglich sein wird. 
 
Regionale Spitalplanung als erster Pfeiler der Gesundheitspolitik 
Die Regierungen der Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt bekennen sich zur medizinischen 
Fakultät der Universität Basel. Sie haben sich bereits in der abgelaufenen Legislaturperiode sehr 
intensiv mit der Planung der universitären Medizin befasst (Projekt ”Regionale Spitalplanung beider 
Basel”). Dabei geht es darum, das Gesundheitswesen für die Bevölkerungen der beiden Kantone 
unter Wahrung der qualitativ hochstehenden Gesundheitsversorgung insgesamt kostengünstiger und 
effizienter zu gestalten und die für den Wirtschaftsstandort Nordwestschweiz bedeutenden 
Synergieeffekte zwischen der chemisch-pharmazeutischen Industrie der Region Nordwestschweiz 
und der Universität Basel bzw. ihrer medizinischen Fakultät zu erhalten und zu verstärken. 
Gleichzeitig müssen die schweizweite Schwerpunktbildung vorangetrieben sowie die Lehre und 
Forschung in den Kompetenzbereich der Universität überführt werden. 
Das Projekt ”Regionale Spitalplanung beider Basel” ist in drei Teilprojekte gegliedert: 

• Die Zusammenarbeit zwischen der medizinischen Fakultät der Universität Basel, den Kantonen 
und den Spitälern im Bereich Lehre und Forschung (Organisation und Stellung der medizinischen 
Fakultät) (Teilprojekt 1); 

• Die Ermittlung der Kosten und die Entflechtung der Finanzströme sowie die Erteilung von 
Leistungsaufträgen in Lehre und Forschung für die Universitätskliniken (Teilprojekt 2); 

• Die Versorgung der Bevölkerung von Basel-Landschaft und Basel-Stadt mit Spitalleistungen der 
Universitätskliniken (Verteilung der Universitätskliniken im Rahmen eines zu schaffenden 
Verbundes auf die Spitäler in den beiden Kantonen) (Teilprojekt 3). 

In der Zwischenzeit wurden die Arbeiten im Rahmen der Teilprojekte 1 und 2 (medizinische Fakultät 
und Finanzströme) vorangetrieben, während die Weiterarbeit am Teilprojekt 3 (Spitalverbund; Modelle 
der Verteilung der Universitätskliniken) vor dem Hintergrund der Entwicklung der zweiten Teilrevision 
des Krankenversicherungsgesetzes ausgestellt wurde. 
 
”Hausaufgaben Basel-Landschaft” als zweiter Pfeiler der Gesundheitspolitik 
Das von den beiden Basel gemeinsam durchgeführte Projekt ”Regionale Spitalplanung beider Basel” 
und der Strategiebericht zur Spitalversorgung Basel-Landschaft (Projekt ”Hausaufgaben Basel-
Landschaft” ) bilden die Grundlage für die aufgrund der zweiten Teilrevision des KVG notwendige 
Überarbeitung der bestehenden gemeinsamen Spitalliste Basel-Stadt / Basel-Landschaft. Der Anteil 
der im eigenen Kanton hospitalisierten Personen beläuft sich im Kanton Basel-Landschaft auf rund 
zwei Drittel. Aufgrund der demografischen und medizinischen Entwicklung ist mit einer 
kontinuierlichen Zunahme der Fallzahlen zu rechnen. Die Versorgungsplanung zeigt, dass die 
vorhandene Spitalkapazität jedoch nicht erhöht werden muss. Klar ist aber auch, dass die Kapazität 
des Bruderholzspitals weiterhin gebraucht wird. Die Versorgungsplanung zeigt überdies, dass die der 
Hospitalisation nachgelagerten Strukturen verbessert werden müssen und das Gesamtsystem besser 
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aufeinander abgestimmt und gesteuert werden muss. Insbesondere muss die Aufnahmebereitschaft 
für Langzeitpflegebedürftige ausserhalb der Akutspitäler deutlich erhöht werden. 
 
Gesundheitspolitisches Leitbild als dritter Pfeiler der Gesundheitspolitik 
Im Rahmen der Arbeiten im Zusammenhang mit der Baselbieter Versorgungsplanung sind weitere 
Schwächen und Risiken im Gesundheitssystem des Kantons Basel-Landschaft lokalisiert worden. So 
fehlen eine Verzahnung der gesundheitspolitischen Teilkonzepte im Bereich der prä- und 
poststationären Behandlung und ein gesundheitspolitisches Leitbild, das es ermöglicht, die 
gesundheitspolitischen Handlungsfelder gesamthaft zu positionieren und aufeinander abzustimmen. 
Die Erarbeitung eines entsprechenden Leitbildes ist auf die zweite Hälfte der Legislaturperiode 
vorgesehen. 
 
Gesundheitsförderung als vierter Pfeiler der Gesundheitspolitik 
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) definierte im Jahre 1986 in der so genannten ”Ottawa-
Charta” die folgenden fünf Handlungsfelder der Gesundheitsförderung: 1. Stärkung der persönlichen 
Gesundheitskompetenz, 2. Förderung gesundheitsbezogener Gemeinschaftsaktionen, 3. 
Neuorientierung der Gesundheitsdienste, 4. Gesundheitsfördernde Ausgestaltung der Lebensbereiche 
Wohnen, Arbeit, Bildung, Versorgung und Entsorgung, Freizeit, Kommunikation und Verkehr, 5. 
Umsetzung einer gesundheitsfördernden Gesamtpolitik. Die gesetzliche Verankerung der 
Gesundheitsförderungspolitik basiert auf zwei Grundlagen: Zum einen auf dem kantonalen 
Gesundheitsgesetz, das in § 1 bestimmt, dass Kanton und Gemeinden die Aufgabe haben, die 
Gesundheit zu schützen und zu fördern; zum anderen auf dem KVG, §§ 19 und 20, wonach die 
Versicherer die Verhütung von Krankheiten zu fördern haben. 
Die Baselbieter Fachstelle für Gesundheitsförderung ist während 15 Jahren gewachsen. Produkt ist 
eine leistungsstarke und professionelle Organisation, die für den Kanton wichtige und geschätzte 
Dienstleistungen erbringt. Eine interne Evaluation zeigt allerdings auf, dass im Laufe der Jahre eine 
gewisse Verwässerung der strategischen Ziele und eine Verzettelung der knappen Ressourcen 
verknüpft mit einem gewachsenen Mengenangebot stattgefunden haben. Dies, und die mit dem KVG 
neu geschaffenen Angebote, führen dazu, dass die Aufgaben der Baselbieter Gesundheitsförderung 
in der neuen Legislaturperiode überprüft werden müssen. 
 


